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Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplans

I.      ZEICHENERKLÄRUNG - FESTSETZUNGEN

Nutzungsart

Feldweg

öffentliche Verkehrsfläche

abweichende 
Bauweise

Baugrenze

3.

Schema der Nutzungsschablone2.

3. Verkehrsflächen ( § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

4.

PLANVERFAHREN

........................................................................................, den ...........................
(Stadt Pressath)
                                                                                                                                                        (Siegel)

........................................................................................, den ...........................
(Walberer, 1. Bürgermeister)

1.   Der Stadtrat der Stadt Pressath hat in seiner Sitzung vom ___________ die 2. Änderung des Bebauungsplanes
      "Gewerbegebiet Pressath - West" beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am ___________  ortsüblich
      bekannt gemacht.

2.   - entfällt -

3.   - entfällt -

4.   Zu dem Entwurf der 2. Änderung des Bebauungsplanes in der Fassung vom ___________ wurden die
      Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom  ___________ 
      bis  ___________  beteiligt.

5.   Der Entwurf der 2. Änderung des Bebauungsplanes in der Fassung vom ___________ wurde mit der
      Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ___________ bis ___________ öffentlich ausgelegt.

6.   Die Stadt Pressath hat mit Beschluss des Stadtrats vom  ___________ die 2. Änderung des Bebauungsplanes
      gem. § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom  ___________  als Satzung beschlossen.

Dieser Plan ist Bestandteil der Satzung über den Bebauungsplan zur 2. Änderung des Bebauungsplanes
„Gewerbegebiet Pressath - West" vom  ___________ .

7.   Ausgefertigt

........................................................................................, den ...........................
(Stadt Pressath)
                                                                                                                                                        (Siegel)

........................................................................................, den ...........................
(Walberer, 1. Bürgermeister)

........................................................................................, den ...........................
(Stadt Pressath)
                                                                                                                                                        (Siegel)

........................................................................................, den ...........................
(Walberer, 1. Bürgermeister)

........................................................................................, den ...........................
(Stadt Pressath)
                                                                                                                                                        (Siegel)

........................................................................................, den ...........................
(Walberer, 1. Bürgermeister)

8.   Der Satzungsbeschluss zur 2. Änderung des Bebauungsplanes "Gewerbegebiet Pressath-West" wurde am
       ___________  gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan
      ist damit in Kraft getreten.

Es wird eine abweichende Bauweise mit folgenden 
Definitionen festgesetzt:

-  Die Länge der Gebäude darf 50 m überschreiten.

-  Ein seitlicher Grenzabstand für Gebäude ist nur erforderlich 
    zwischen Grundstücken unterschiedlicher Art der Nutzung. 
    Zwischen Grundstücken gleicher Art der Nutzung können 
   Gebäude ohne seitlichen Grenzabstand zueinander 
   errichtet werden.

Zur Erhaltung der zentralen Versorgungsbereiche der Stadt Pressath, der
Gewährleistung einer verbrauchernahen Versorgung der Bevölkerung sowie der
Einhaltung der Ziele der Raumordnung werden für den Bereich des Sonder-
gebiets Einkaufszentrum folgende Nutzungen mit ihrer jeweiligen maximal
zulässigen Flächenobergrenze festgesetzt:

Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen und Stellung der baulichen Anlagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22, 23 BauNVO)

Höchstzulässige Nutzflächen für das Sondergebiet Einkaufszentrum
(§ 1 Abs 4, § 1 Abs. 6 Nr. 4 und 8, § 9 Abs. 2a BauGB sowie
§1 Abs. 3 und § 11 Abs. 3 BauNVO)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung z. B. von Baugebieten
oder Abgrenzungen des Maßes der Nutzung innerhalb eines
Baugebietes

Gewerbegebiet (§8 BauNVO)

Sondergebiet Einkaufszentrum

1. Geltungsbereich und Art der baulichen Nutzung
(§9 Abs. 7 BauGB sowie §9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 8, 11 BauNVO)

Einfahrt

Höhenschichtlinien

bestehende Grundstücksgrenzen

geplante Grundstücksgrenzen

Flurstücksnummern

bestehende Gebäude

Wasseraufbereitungsanlage

II.      ZEICHENERKLÄRUNG - HINWEISE

Trafostation (E.ON Bayern AG)

Gasleitung (E.ON Bayern AG)

Stromleitung, 20 KV unterirdisch (E.ON Bayern AG)

Baumpflanzgebot (§9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

Flächen mit Pflanzgebot (§9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

zu erhaltende Sträucher (§9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

GewerbegebietGE
SO

III.   BAUPLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

Sondergebiet Einkaufszentrum

1.

Die zulässige Höhe baulicher Anlagen ergibt sich aus der in der Planzeichnung
festgesetzten maximalen Wandhöhe. Als Wandhöhe gilt das Maß von der
natürlichen Geländeoberfläche bis zum Schnittpunkt der Wand mit der Dachhaut
(bei geneigten Dächern) bzw. bis zum oberen Abschluss der Wand (bei
Flachdächern).

Die Höhenbeschränkungen gelten nicht für technische Dachaufbauten von
untergeordneter Bedeutung wie z.B. Kamine, Lüftungsanlagen, Aufzüge,
Belichtungen.

Bei der Ermittlung der Grundfläche sind die Grundflächen von Garagen und
Stellplätzen mit Ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 Bau NVO
und baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das
Baugrundstück lediglich unterbaut wird, mitzurechnen.

Art der baulichen Nutzung
(§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB sowie §§ 8, 11 BauNVO)

Zahl der Vollgeschosse

Grundflächenzahl (Höchstmass)

Geschossflächenzahl (Höchstmass) 

Baumassenzahl (Höchstmass)

2. Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 16, 17, 18, 19, 20 BauNVO)

5.

5.1   Zulässig sind nur Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie
        für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet
        und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind.

5.2   Wohnungen sind nicht als alleinstehendes Gebäude, sondern nur im
        baulichen Zusammenhang mit dem Betriebsgebäude zulässig.

Wohnungen
(§§ 8,11 BauNVO)

IV.   BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

Stellplätze, Tiefgaragen1.

1.1.  Stellplätze

Erforderliche Stellplätze sind als offene Stellplätze innerhalb der Baugrenzen
zulässig. 

Ein mindestens 3,0 m breiter verbleibender Grünstreifen muss dabei gewährleistet
sein. Eine Auflockerung durch Anpflanzung von einheimischen Laubgehölzen ist
erforderlich.

1.2  Tiefgaragen

a)   Tiefgaragen sind innerhalb der Baugrenzen zulässig

b)   Rampen sind mit Holz- oder leichter Stahlkonstruktion zu überdecken oder ins
      Gebäude zu integrieren.

c)   Decken und Tiefgaragen sind mind. 0,60 m unter dem festgesetzten
      Geländeniveau abzusenken und entsprechend hoch mit einer
      Oberbodenschicht zu überdecken.

d)   Tiefgaragenböden müssen undurchlässig gegen Flüssigkeiten ausgebildet
       werden.

5. Grünordnerische Festsetzungen

4. Werbeanlagen

4.1   Bei Leuchtreklamen sind grelle Farben, Blink- und Wechsellicht unzulässig.
        Werbeanlagen innerhalb des Gewerbegebietes dürfen den
        Verkehrsteilnehmer nicht soweit ablenken, dass hierdurch die
        Verkehrssicherheit gefährdet wird.
         Insbesondere ist bei Beleuchtungsanlagen darauf zu achten, dass die
         Verkehrsteilnehmer auf den Bundesstraßen nicht geblendet werden.

4.2   Im Grundstücksbereich können Firmenreklametafeln bis zu einer Einzelgröße
        von maximal 5,0 qm aufgestellt werden. Die Errichtung, Aufstellung und
        Anbringung von Werbeanlagen mit einer Größe von mehr als 0,6 qm ist
        genehmigungspflichtig.

3. Einfriedungen

3.1   Soweit eine Einfriedung der einzelnen Grundstücke erfolgt, ist sie mit
        maximal 2,00 m hohem Maschendrahtzaun mit Pfosten (Grau bis
        Feuerverzinkt), Stahlgitterzaun ohne Sockel oder Holzzäune zulässig. Pfeiler
        sind nur bei Türen und Toren zulässig.

3.2   Ein- und Ausfahrten entlang der B 470 sind unzulässig.

3.3   Das Anbringen von Stacheldraht an Einfriedungen ist unzulässig.

3.4   Im Falle einer Nichteinfriedung von Grundstücken sind diese durch
        Anpflanzen von heimischen Hecken zur öffentlichen Verkehrsfläche hin
        abzugrenzen. Die Höhe dieser Hecke darf 2,00 m nicht überschreiten.

3.5   Ausnahmen sind bei nachgewiesenem Sicherheitsbedarf zulässig.

2. Gestaltung der baulichen Anlage

Die Gestaltung der baulichen Anlagen ist dem Landschaftsbild harmonisch
anzupassen. Grelle und unruhige Farbgestaltungen bei Fassaden sind unzulässig.

7.

Kellergeschoße von Gebäuden dürfen weder ganz noch abschnittsweise durch
Abböschungen freigelegt werden.

Auffüllungen und Abgrabungen des Geländes
(§ 9 Abs. 3 BauGB)

6.

6.1   Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind Nebenanlagen und
        bauliche Anlagen i. S. des § 23 Abs. 5 BauNVO unzulässig, mit Ausnahme von
        Nebenanlagen i. S. des § 14 Abs. 2 BauNVO.

6.2   Pro Grundstück dürfen zwei Zufahrten von je maximal 10,0 m Breite befestigt
        werden.

Nicht überbaubare Grundstücksflächen
(§ 14 Abs. 2 und § 23 Abs. 5 BauNVO)

5.1   Private Grün- und Freiflächen

a)   Private Grünflächen sind fachgerecht anzulegen und mit einheimischen
       Bäumen, Sträuchern und Hecken zu bepflanzen und zu unterhalten.

b)   an den Grundstücksgrenzen zu den Verkehrsflächen ist ein mind. 3,00 m
       breiter Pflanzstreifen analog anzulegen. Ausnahmen davon können
       zugelassen werden, wenn dies aufgrund der Nutzung zu einer
       unangemessenen Härte führen würde und wenn an anderer Stelle dafür
       Ersatzflächen geschaffen werden können.

c)   Nicht überbaute Grundstücksflächen sind zu begrünen und gärtnerisch zu
       unterhalten.

d)   Stellplätze und erforderliche Feuerwehrumfahrten sind mit Schotterrasen 
       oder Rasenfugenpflaster herzustellen.

e)   Oberirdische Stellplatzanlagen sind einzugrünen und mit Pflanzflächen für
       Bäume zu gliedern. Dabei ist für je 10 Stellplätze eine mindestens 10,0 qm 
       große Pflanzfläche vorzusehen und je ein großkroniger Laubbaum zu
       pflanzen und zu unterhalten.

f)    Fensterlose Fassaden mit einer zusammenhängenden Fläche ab 50 qm sind
       mit geeigneten Kletterpflanzen zu begrünen.

6. Bepflanzung

Die Begrünung im Geltungsbereich ist mit folgenden Bäumen, Sträuchern und 
Hecken durchzuführen:

Schädliche Bodenveränderungen / Altlasten

Sollten bei Aushubarbeiten organoleptische Auffälligkeiten des Bodens fest-
gestellt werden, die auf einen schädliche Bodenveränderung oder Altlast hin-
deutet, ist unverzüglich das Landratsamt zu benachrichtigen (Mitteilungspflicht 
gem. Art. 1 BayBodSchG). Der Aushub ist z.B. in dichten Containern mit Ab-
deckung zwischenzulagern bzw. die Aushubmaßnahme zu unterbrechen, 
bis der Entsorgungsweg des Materials geklärt ist.

Gegen das Entstehen schädlicher Bodenveränderungen durch Verrichtungen 
auf den betroffenen Flächen sind Vorsorgemaßnahmen zu treffen.

Bodendenkmäler

Wer Bodendenkmäler auffindet, ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren 
Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. 
Zur Anzeige verpflichtet sind auch der Eigentümer und der Besitzer des Grund-
stückes sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund 
geführt haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die übrigen. 
Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, aufgrund 
eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige an den Unternehmer 
oder den Leiter der Arbeiten befreit. (Art. 8 Abs. 1 DSchG)

Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von 
einer Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die 
Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher freigibt oder die 
Fortsetzung der Arbeiten gestattet. (Art. 8 Abs. 2 DSchG)

Truppenübungsplatz

Der Bebauungsplan liegt ca. 10 km Luftlinie entfernt zum Truppenübungsplatz
Grafenwöhr. Es sind ggf. von den militärischen Liegenschaften ausgehende
Lärmimmissionen am Tag und zur Nachtzeit im Sinne des Bundesimmissions-
schutzgesetzes zu erwarten.

Es wird darauf hingewiesen, dass Beschwerden und Ersatzansprüche, die sich auf
die von der Bundeswehrliegenschaft/ Standortübungsplatz/ Flugplatz aus-
gehenden Emissionen wie Schießbetrieb etc. beziehen, nicht anerkannt werden.

h)   Während der Bauzeit sind Schutzmaßnahmen zur Bestandssicherung von
       Bäumen und Sträuchern zu treffen.

j)     Die Flächen mit Pflanzgebot sind mit Bäumen und Sträuchern aus den
       Artenlisten 6 a und 6 b zu bepflanzen.

        Pflanzschema: Sträucher im Abstand von 1-1,5 m und mind. alle 10 m einen
        großkronigen Laubbaum.

5.2   Freiflächengestaltungsplan
       
        Die vorgesehene Nutzung der Freiflächen, deren Befestigung und deren  
        Bepflanzung, sowie die Gestaltung der privaten Grünflächen ist vom 
        Bauherrn in einem gesonderten Freiflächengestaltungsplan darzustellen
        und mit dem Bauantrag einzureichen.

Unterirdische Versorgungsleitungen

Trassen unterirdischer Versorgungsleitungen sind von Bepflanzung freizuhalten.
Bäume und tiefwurzelnde Sträucher dürfen aus Gründen des Baumschutzes
(DIN 18920) bis zu einem Abstand von 2,5 m zur Trassenachse gepflanzt werden.
Wird dieser Abstand unterschritten sind geeignete Schutzmaßnahmen durchzu-
führen.

Eisenbahnverkehr

Bepflanzungen müssen so ausgeführt werden, dass diese bei Windbruch nicht in
die Gleisanlagen fallen können. Der Mindestpflanzabstand zur nächstgelegenen
Gleisachse ergibt sich aus der Endwuchshöhe und einem Sicherheitsabstand von
2,50 m. Diese Abstände sind durch geeignete Maßnahmen (Rückschnitt u. a.)
ständig zu gewährleisten.

Bei Bauarbeiten in Bahnnähe sind Sicherheitsauflagen aus dem Eisenbahnbetrieb
zu beachten. Die Einholung und Einhaltung dieser Sicherheitsauflagen obliegt
dem Bauherrn im Rahmen seiner Sorgfaltspflicht. Zur Abstimmug der Sicherung
gegen Gefahren aus dem Bahnbetrieb sind die Bauantragsunterlagen der DB AG 
(Eingangsstelle DB Immobilien) vorzulegen.

11.05.2020/ RS

Grundflächenzahl
Geschossflächenzahl

Baumassenzahl

Bauweise

maximale Wandhöhe

Zahl der Vollgeschosse Dachform, Dachneigung

RSP ARCHITEKTUR + STADTPLANUNG GmbH
Rosestraße 24     95448 Bayreuth     Tel. 0921/2305804-0     info@rsp-architektur.de

(§ 11 BauNVO)

2001/3

       (örtliche Bauvorschriften Art. 81 BayBO)
 a) Einzelbäume: Größe Breite 
  in m in m 
 

Spitzahorn Acer platanoides 20-25 8-12 
Bergahorn Acer pseudoplatanus 20-25 12-15 
Stieleiche Quercus robur 15-20 2-5 
Winterlinde Tilia cordata 25-30 10-15 
Birke  Betula pendula 8-22 6-8 
Vogelkirsche Prunus avium 15-20 8-12 
Hainbuche Carpinus betulus 5-15 4-8 
Vogelbeere Sorbus aucuparia 6-16 4-7 
Heimische Obstbäume Apfel, Birne usw. 6-8 5-7 
 
 

 b) Sträucher: Größe Breite 
  in m in m 
 

Haselnuss Corylus avellana 4-6 4-6 
Gemeine Heckenkirsche Lonicera sylosteum 0,6-1 0,4-0,6 
Schlehe Prunus spinosa 1-3 2-4 
Heckenkirsche Lonicera xylosteum 1-2 1,5-3 
Salweide Salix caprea 1,5-2 1-2 
Weißdorn Crataegus monogyna 2-6 2-5 
 
 

 c) Kletterpflanzen 
 

Gemeiner Efeu Hedera helix 
Wilder Wein Parthenocissus quinquefolia 
  „Engelmannii“ 
Selbstklimmender Wein Parthenocissus trienspidata 
  „veitchii“ 
Knöterich Polygonum aubertii 
 
 

 d) Bodendeckende Gehölze: 
 

Hunds - Rose Rosa canina 
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